
    

 

 
 

Bundesverfassungsgericht erklärt § 6 Abs. 5 
Satz 3 EStG als mit dem Grundgesetz unver-
einbar, soweit die Regelung eine Buchwer-
tübertragung zwischen beteiligungsidenti-
schen Personengesellschaften ausschließt 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit seinem heute veröffentlichten Beschluss 
vom 28. November 2023 – 2 BvL 8/13 – entschieden, dass die Regelung in § 6 Abs. 5 Satz 
3 des EStG i.d.F. des UntStFG insoweit mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 
Abs. 1 GG unvereinbar ist, als danach eine Übertragung von Wirtschaftsgütern zwischen 
beteiligungsidentischen Personengesellschaften zum Buchwert ausgeschlossen ist. 
 
Hintergrund 
Im Entscheidungssachverhalt veräußerte eine gewerblich tätige GmbH & Co. KG zwei be-
baute Grundstücke aus ihrem Gesamthandsvermögen an eine beteiligungsidentische 
Schwesterpersonengesellschaft zu einem Kaufpreis in Höhe der Summe der bilanziellen 
Buchwerte. Die veräußernde Gesellschaft behandelte diese Übertragungsvorgänge steu-
erlich erfolgsneutral. Das Finanzamt war dagegen der Auffassung, dass der Verkauf zu 
einer vollständigen Aufdeckung der in den übertragenen Grundstücken enthaltenen stillen 
Reserven geführt habe. Das Finanzgericht Baden-Württemberg gab der hiergegen gerich-
teten Klage mit Urteil 13 K 1988/09 vom 19. Juli 2012 statt und entschied, dass die Über-
tragung eines Wirtschaftsguts des Gesamthandsvermögens einer Personengesellschaft 
auf eine beteiligungsidentische Schwesterpersonengesellschaft in entsprechender Anwen-
dung von § 6 Abs. 5 EStG zum Buchwert erfolgen konnte. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 
das auf Bestreben des Finanzamts eingeleitete Revisionsverfahren ausgesetzt und das 
BVerfG angerufen (siehe unseren Blogbeitrag). 
 
Zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
§ 6 Abs. 5 EStG i.d.F. des Gesetzes zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts 
vom 20. Dezember 2001 (Unternehmenssteuerfortentwicklungsgesetz - UntStFG) ermög-
licht unter bestimmten Voraussetzungen eine steuerneutrale Überführung bzw. Übertra-
gung von Wirtschaftsgütern. Neben der Überführung eines Wirtschaftsguts zwischen ver-
schiedenen Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen (§ 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 EStG) 
erfasst die Vorschrift Wirtschaftsguttransfers innerhalb derselben Mitunternehmerschaft (§ 
6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 3 EStG) sowie verschiedene Konstellationen, in denen einen 
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Übertragung zwischen dem (Mit-)Unternehmer und der Mitunternehmerschaft erfolgt (§ 6 
Abs. 5 Satz 3 Nr. 1, Nr. 2 EStG).  
 
Die im Entscheidungssachverhalt erfolgten Wirtschaftsguttransfers zwischen den Gesamt-
handsvermögen beteiligungsidentischer Schwesterpersonengesellschaften sind in § 6 
Abs. 5 EStG dagegen nicht explizit genannt. Auch eine Erfassung durch § 6 Abs. 5 Satz 1 
EStG scheidet nach Auffassung des BVerfG aus, da mit dem Transfer eines Einzelwirt-
schaftsguts zwischen den Gesamthandsvermögen von Schwesterpersonengesellschaften 
zivilrechtlich stets ein Rechtsträgerwechsel einhergeht und damit keine Überführung i.S.d. 
Vorschrift vorliegt. § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG kann auch nicht dahingehend ausgelegt werden, 
dass der Transfer von Einzelwirtschaftsgütern zwischen den Gesamthandsvermögen von 
beteiligungsidentischen Schwesterpersonengesellschaften von der Erstreckung der Buch-
wertübertragung auf weitere Fallgruppen erfasst ist. Eine analoge Anwendung von § 6 Abs. 
5 EStG, wie von der ersten Instanz - dem FG Baden-Württemberg - vertreten, scheide 
ebenfalls aus, da es an einer planwidrigen Regelungslücke fehle.  
 
Wirtschaftsguttransfers zwischen beteiligungsidentischen Schwesterpersonengesellschaf-
ten haben damit die Aufdeckung stiller Reserven zur Folge, obwohl es sich dabei ebenfalls 
um einen Wirtschaftsguttransfer im Kreis der Mitunternehmerschaft handelt und dieser - 
im Gegensatz zu den durch § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG privilegierten Konstellationen - nicht 
zu einer Verlagerung stiller Reserven auf einen anderen Steuerpflichtigen führt. Damit wer-
den diese Vorgänge sowohl gegenüber Wirtschaftsguttransfers zwischen verschiedenen 
Betriebsvermögen desselben Steuerpflichtigen als auch gegenüber anderen Wirtschafts-
guttransfers im Kreis der Mitunternehmerschaft benachteiligt, was insoweit einen Verstoß 
von § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG i.d.F. des UntStFG gegen den allgemeinen Gleichheitssatz 
des Art. 3 Abs. 1 GG bedingt. 
 
Folgen 
Der Gesetzgeber ist nun verpflichtet, unverzüglich rückwirkend für Übertragungsvorgänge 
nach dem 31. Dezember 2000 (Zeitpunkt der erstmaligen Anwendbarkeit von § 6 Abs. 5 
Satz 3 EStG) eine Neuregelung zu treffen. Diese Verpflichtung erfasst zumindest alle noch 
nicht bestandskräftigen Entscheidungen, die auf der für verfassungswidrig erklärten Vor-
schrift beruhen. Bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung bleibt § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG mit 
der Maßgabe anwendbar, dass die Vorschrift mit Wirkung für Übertragungsvorgänge nach 
dem 31. Dezember 2000 auch gilt, soweit ein Wirtschaftsgut unentgeltlich aus dem Ge-
samthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft in das Gesamthandsvermögen einer be-
teiligungsidentischen Personengesellschaft übertragen wird. 
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E-MAIL SENDEN 

 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser Veröffentli-
chung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge geben die 
Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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ANMELDEN 

 

Bestellung 
 
Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-
Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über den folgenden Link als 
Abonnent registrieren zu lassen: 
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